PP 
Geſetz⸗Sammlung 
für die = 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 3. 


(Jo. 1472.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 21ſten Februar 1829., womit der Haupt⸗ 
Finanz⸗Etat für das Jahr 1829. publizirt wird. 2 


: AR: bin auf Ihren Bericht vom 30ſten v. M. damit einverſtanden, daß in 


Folge Meiner Order vom 17ten Januar 1820., den Staatshaushalt und das 
Staatsſchuldenweſen betreffend, und des Geſetzes uͤber das Abgabenweſen vom 
Zoſten Mai 1820. gegenwärtig mit ber Öffentlichen Kundmachung des Haupt: 
Finanz» Etats des Staats von drei zu drei Jahren fortgefahren werden kann, und 
autoriſire Ich Sie daher, den hierneben zuruͤckerfolgenden von Mir vollzogenen 
allgemeinen Etat fuͤr das Jahr 1829. mit dieſer Order abdrucken und durch die 
Gefeß- Sammlung zur Öffentlichen Kenntniß gelangen zu laſſen. Damit aber 
der Zweck vollſtaͤndig erreicht, und Jedermann die Einnahmen und Ausgaben 
näher verftändlich werden, uͤberlaſſe Ich Ihnen, gleichzeitig mit der Publikation 
des Etats die erforderlichen Erlaͤuterungen dazu den Regierungen mit der An⸗ 
weiſung, ſolche durch die Amtsblaͤtter bekannt zu machen, zugehen zu laſſen. 


Berlin, den 21ſten Februar 1829. 
Friedrich Wilhelm. 


An 5 
den Staats- und Finanzminiſter v. Motz. 2 


Jahrgang 1829. — (No. 1172.) C Allge⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den Sten Maͤrz 1829.) 
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Allgemeiner Etat der Staats⸗Einnahmen 
Reiner 


Ein n a hm e, Ertrag. 
N Rthlr. 


Aus der Verwaltung der Domainen und Forſten, nach Abzug 
des davon dem Kron⸗Fideikommiß vorbehaltenen Revenuͤen⸗ 


Antpel s 8 P 4,524,000 
2. 

I ͤſchnelleren Tilgung der Staatsſchulden nn. 1,000,000 
3. 1,000,000 
4. 14,000 
3, Aus der Post Veewaluung nn... 1,100,000 
6. ( 684,000 
7.] Aus dem Salz⸗Mono poll. 3 4,783,000 
8. | Revenuͤen⸗ Ueberſchuͤſſe des Fuͤrſtenthums Neuſchate ll... 26,000 
9, | Aus der Steuer- und Abgaben „Verwaltung: f 

a) an Grundſteuer 99 ꝙm 9657000. 
an RI ere 6,368,000. 
an Gewerbeſtene r a 1,736,000. 
d) an Eingangs-, Ausgangs» und Durchgangs⸗ ö 
Abgaben, an Verzehrungs⸗Steuern von inlaͤndi⸗ 
ſchen Erzeugniſſen, an Schifffahrts⸗ und anderen 
Kommunifations- Abgaben (mit Ausſchluß der f 
Wege⸗Gelder von den Kunſtſtraßen) und an j 
Semper 8 18,733,000. 
e) an Wege-Geldern von den Kunſtſtraßen 573,000. 37.067.000 


10. | An verſchiedenen unter obigen Titeln nicht begriffenen Einnahmen 5 598,000 


, 50,796,000 


und Ausgaben für das Jahr 1829, 


Ausgabe. 
> = Ntblr. 
1.] Für das Staats⸗Schuldenweſen, und zwar: 
az) zur Verzinſung der allgemeinen und provinziellen 
Staats⸗Schulden und zu den laufenden Verwal⸗ 
tungskoſten F . 7,452,000. 
f b) zur Schulden Tilgung. 2.2. num mnenn. ar 3,485,000. 10,937,000 
2. | An Penfionen, Kompetenzen und Leibrenten, und zwar: 
az) an etatsmaͤßigen Fonds zu Penfionen für emeritirte 
Staatsdiener und deren Wittwen und Hinterblie⸗ i 
benen, fo wie zu ſonſtigen Gnaden⸗Unterſtuͤtzungen 966,000. 
b) an lebenslaͤnglichen Kompetenzen und Penfionen 
fuͤr die Mitglieder aufgehobener geiſtlicher Korpo⸗ 
rationen, an Penſionen welche auf dem Reichs⸗ N 
Deputationsſchluß vom 25ſten Februar 1863. = 
beruhen, oder ſonſt traktatenmaͤßig zu leiſten find 2,192,000. 3,158,000 
3.] An immer dauernden Renten und Entſchaͤdigungen fuͤr aufgehobene 
Berechtigungen und entzogene Nutzungen . 277,000. 
4.] Fuͤr das Geheime Kabinet, für das Bürean des Staats⸗Miniſterii, 
fuͤr die Staats⸗Buchhalterei und die Verwaltung des Staats: 
ſchatzes und der Muͤnzen, fuͤr das Staats⸗Archiv, das Staats⸗ 
Sekretariat und für die Ober-Rechnungskamm er 288,000 
5.] Fuͤr das Kriegs⸗Miniſterium, einſchließlich der Zuſchuͤſſe für das 
Militair-Waiſenhaus zu Potsdam Re Eee 22,165,000 
6. | Für das Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten 586,000 
7.1 Fuͤr das Miniſterium des Innern 8 4,883,000 
8. Für das Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
599%, Re 2,347,000 
I. | Fuͤr das Miniſterium der Juſtiz, außer den Gerichtsſporteln. .... 1,823,000 
10.] Fuͤr das Miniſterium der Finanzen, zur Central⸗Ver waltung... 263,000 
11.] Für die Ober⸗Praͤſidien und Regierungen 1,830,000 
12. | Für die Haupt⸗ und Landgeſtuͤte .ecacceeneeeeeenee. 5 163,000 
13.] Zur Deckung der Einnahme⸗Ausfaͤlle, zu außerordentlichen Aus᷑⸗ 
gaben und Landes ⸗Verbeſſerungen und zur Vermehrung dess 
Haupt⸗Reſerve Kaps. 2,076,000 
Berlin, den 21ſten Februar 1829. 50,96, 00 
Friedrich Wilhelm. 
von Motz. 


(No. 1472 — 1173.) : (No. 1173.) 


el, 
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„No-t173) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 1 8ten November 1828., zur Erlaͤuterung der 


| us Seeg. cer. 


Rubriken des Stempel⸗Tarifs: „amtliche Ausfertigungen“ und „Geſuche “, 
ſo wie der geſetzlichen Vorſchriften wegen des Rechtsweges in ſtempelpflichti⸗ 
gen Angelegenheiten. 


N, Stempel- Tarif unter den Rubriken: „ amtliche Ausfertigungen“ und 
„Geſuche“, woruͤber nach dem Berichte des Staatsminiſteriums vom 29ſten 


v. M. eine Verſchiedenheit der Anſichten obwaltet, hat den Gebrauch des | 


E 835 Jes. 5 


Stempelpapiers nur davon abhaͤngig gemacht: daß die Behoͤrde, vor welcher 
ein an ſich ſtempelpflichtiger Gegenſtand des Privat-Intereſſe verhandelt wird, 
die amtliche Eigenſchaft einer richterlichen, einer polizeilichen oder einer abgaben⸗ 
verwaltenden Behörde beſitze, nicht aber davon, daß fie auch in der Eigenſchaft 
einer ſolchen Behoͤrde auf das vor ihr verhandelte Geſchaͤft amtlich eingewirkt 
habe. Bei dieſen dreien Gattungen amtlicher Behörden iſt hiernach der Gebrauch 
des Stempelpapiers zu allen an ſich ſtempelpflichtigen Verhandlungen, ohne 
Unterſchied des Gegenſtandes, im Geſetze vorgeſchrieben, und es wuͤrde an ſich 
keiner Deklaration des Tarifs, ſondern nur einer Belehrung, durch welche die 
Mißverſtaͤndniſſe der gerichtlichen und verwaltenden Behoͤrden beſeitiget werden, 
beduͤrfen. N RE a 
Was hiernaͤchſt die Eroͤrterungen im Berichte des Staatsminiſteriums 
wegen der Zulaͤſſigkeit des Rechtsweges uͤber die Stempelpflichtigkeit eines Gegen⸗ 
ſtandes und uͤber die Anwendung des Tarifs betrifft; ſo iſt auch dieſerhalb ein 
beſonderes Geſetz nicht erforderlich, da die Stempelſteuer zu den allgemeinen 
Staatsabgaben gehoͤrt, und es bereits geſetzlich feſtſteht, daß über die Verbind⸗ 
lichkeit zu deren Entrichtung der ordentliche Weg Rechtens nicht ſtatt findet, 
wovon eine Ausnahme nur zulaͤſſig iſt, wenn in den Faͤllen des §. 3. Lit. i. 
des Stempelgeſetzes die Befreiung beſonderer Anſtalten, Geſellſchaften und Per⸗ 
ſonen von gewiſſen Stempelabgaben unter dem Widerſpruche der Steuerverwal⸗ 
tung behauptet wird. Wer außer dieſen Faͤllen vermeint, daß er bei Feſtſetzung 
oder Einziehung einer Stempelſteuer dem Geſetze nicht gemaͤß behandelt worden, 
hat ſeine Beſchwerde gegen die feſtſetzende Behoͤrde im Wege der verfaſſungs⸗ 
maͤßigen Inſtanzen zu verfolgen. ; 

Ich uͤberlaſſe dem Staatsminiſterium, dieſe Order, als eine Erlaͤuterung 
der ſchon vorhandenen geſetzlichen Vorſchriften, durch die Geſetzſammlung bekannt 
zu machen. g 
Berlin, den 18ten November 1828. 


N 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


